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Wasserkonflikt: RWE lehnt Zahlungen
für Rheinförderung ab

RWE Power lehnt Zahlung für Rheinwasser zur Flutung der
Tagebaue ab. Umweltverbände fordern Entschädigungen

für Gewässerschutz.
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Der deutsche Energiekonzern RWE Power befindet sich aktuell in
einer Kontroverse über die geplante Wasserentnahme aus dem
Rhein, die ab 2030 für die Flutung der Tagebaue Hambach und
Garzweiler notwendig sein wird. Die Firma hat deutlich gemacht,
dass sie nicht gewillt ist, für die Entnahme des Rheinwassers die
dafür vorgesehenen Kosten zu tragen. Stattdessen
argumentieren Unternehmensvertreter, dass man das Wasser
nicht verbrauche, sondern es lediglich aus ökologischen
Gründen überführe.

Dieser Standpunkt stößt auf heftige Kritik, insbesondere vom
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). Der
BUND-NRW Geschäftsführer Dirk Jansen fordert eine finanzielle
Verpflichtung von RWE Power. Laut Jansen könnte das
Unternehmen jährlich etwa 17 Millionen Euro zahlen, die dann
für den Zweck des Gewässerschutzes verwendet werden
könnten. Er bekräftigte, dass RWE Power über viele Jahre hinweg
durch das Abpumpen von Grundwasser erheblichen Schaden am
Gewässerhaushalt angerichtet habe.

Rechtliche Grundlagen und politische
Unterstützung



Der rechtliche Rahmen für die Wasserentnahme sieht vor, dass
für das Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdischen
Gewässern ein Betrag von fünf Cent pro Kubikmeter fällig wird.
Dies könnte einen erheblichen Beitrag zur Finanzierung der
Umweltmaßnahmen darstellen. Sowohl die SPD als auch die
Grünen im nordrhein-westfälischen Landtag unterstützen die
Forderung nach einer finanziellen Beteiligung von RWE und
schließen sich den Anliegen des BUND an.

Die laufende Diskussion wirft ein Licht auf die Struktur der
Braunkohlenindustrie in Deutschland, die im Zuge der
Energiewende unter Druck steht. RWE Power sieht sich nicht nur
mit der Herausforderung konfrontiert, die notwendigen
Umweltschutzmaßnahmen zu ergreifen, sondern muss sich auch
dem gesellschaftlichen Druck stellen, eine nachhaltige und
umweltbewusste Geschäftspraxis zu verfolgen.

Die Quintessenz aus der aktuellen Debatte ist klar: Die Zeit der
unentgeltlichen Nutzung natürlicher Ressourcen neigt sich dem
Ende zu. Es wird zunehmend gefordert, dass Unternehmen, die
durch ihre Aktivitäten die Umwelt belasten, auch zur
Verantwortung gezogen werden. RWE Power steht nun im
Mittelpunkt eines hart umkämpften Diskurses über die
Verantwortung der Industrie gegenüber der Umwelt und den
finanziellen Lasten, die daraus resultieren.

Mit der fortschreitenden Diskussion um den Klimawandel und
den notwendigen Maßnahmen, um ökologische Schäden zu
minimieren, könnte dieser Fall als wegweisend angesehen
werden. Eine gerechte Kostenverteilung könnte ein Zeichen für
andere Firmen in der Branche sein und möglicherweise den Weg
zu einer stärkeren Beachtung von Umweltinteressen in der
Wirtschaft ebnen.

Die Ereignisse um RWE Power und die Rheinwasser-Thematik
könnten somit nicht nur Auswirkungen auf die finanziellen
Grundlagen des Unternehmens haben, sondern auch auf die
zukünftige Beziehung zwischen Industrie und



Umweltrechtsprechung in Deutschland. Die Fragen bleiben: Wer
zahlt für Umweltschäden, und wie können Unternehmen künftig
ihrer Verantwortung besser nachkommen? Es bleibt abzuwarten,
wie die politischen Debatten und gesetzlichen Regelungen in
dieser Angelegenheit sich entwickeln werden.
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